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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch
den Vorsitzenden Richter Dr. Schmitz und die Richter
Dr. Zopfs, ROmer, Dr. Schlichting und Terno auf die mindli-
che Verhandlung vom 18. Dezember 1996

fur Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden das
Urteil des 6. Zivilsenats des Oberlandesge-
richts Kéln vom 12. Januar 1996 und das Urteil
der 26. Zivilkammer des Landgerichts Kéln vom
11, Januar 1995 im Kostenpunkt aufgehoben. Das
Urteil des Oberlandesgerichts Kbéln wird weiter-
hin insoweit aufgehoben, als die Beklagte ver-
urteilt worden ist, es zu unterlassen, sich auf
eine formularmédpig vereinbarte Laufzeit von
finf Jahren zu berufen. In diesem Umfang wird
das Urteil des Landgerichts Kéln abgeédndert und
die Klage abgewiesen. Die weitergehende Revi-
sion der Beklagten wird zurickgewiesen.

Von den Kosten des ersten und zweiten Rechts-
zugs tragt der Klager 1/4 und die Beklagte 3/4.
Von den Kosten des Revisionsverfahrens tréagt
der Klager 1/5 und die Beklagte 4/5.

Von Rechts wegen
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Matthias Prinz
Rechtsanwalt

Tatbestand:

Der Klager ist ein rechtsfdhiger Verein, zu dessen
satzungsgemdpfen Aufgaben die wWahrnehmung von Verbraucherin-
teressen gehdrt. Das beklagte Versicherungsunternehmen
verwandte beim Abschlup von Versicherungsvertragen bis zum
31. Dezember 1990 Antragsformulare, die folgende Passagen
enthielten:
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Der Klager halt Laufzeitregelungen von zehn bzw. finf
Jahren, die unter Verwendung dieser Antragsformulare zu-
standegekommen sind, nach § 9 AGBG fur unwirksam. Er hat
die Beklagte vorprozessual vergeblich aufgefordert, eine
durch ein Vertragsstrafenversprechen gesicherte Unterlas-
sungserkldrung abzugeben. Der Kl&ger hat beantragt, der Be-
klagten zu untersagen, sich bei Versicherungsvertragen, die
zwischen dem 1. April 1977 und dem 31. Dezember 1990 auf-
grund der beanstandeten Formulare abgeschlossen worden sind
und deren zehnjahrige bzw. finfjadhrige Vertragslaufzeit
noch nicht abgelaufen ist, auf Laufzeitregelungen von zehn
bzw. finf Jahren zu berufen.

Die Beklagte hat die Ansicht vertreten, die beanstan-
deten Klauseln seien nicht als Allgemeine Geschaftsbedin-
gungen zu beurteilen. In beiden Formularen werde dem Kunden
die Moglichkeit, eine andere, als die vorformulierte, ge-
druckte Laufzeit zu wahlen, klar vor Augen gefihrt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Ober-
landesgericht hat die Berufung der Beklagten zurickgewiesen
und den Urteilsausspruch des landgerichtlichen Urteils da-
hingehend neu gefaPt, daP es der Beklagten untersagt sei,
sich auf die genannten Laufzeitregelungen bei Vertragen 2zu
berufen, die zwischen dem 1. April 1977 und dem 31. Dezem-
ber 1990 abgeschlossen oder verlangert worden sind.

Der Klager hat im Hinblick auf das erst nach Erlap des
Berufungsurteils verdffentlichte Urteil des erkennenden Se-
nats vom 6. Dezember 1995 (IV ZR 380/94 - VersR 1996, 177)
in der mindlichen Verhandlung vor dem Senat am 18. Dezember
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1996 auf Klageanspriche verzichtet, soweit sie sich auf
Laufzeitregelungen von fuinf Jahren beziehen; die Beklagte
hat insoweit Verzichtsurteil beantragt. Im Ubrigen verfolgt
sie mit der Revision ihren Antrag auf Klagabweisung weiter.

Entscheidungsgrinde:

Die Revision hat nur Erfolg, soweit der Klager auf
Klaganspriche verzichtet hat, die sich auf Laufzeitregelun-
gen von finf Jahren beziehen. In diesem Umfang ist das Be-
rufungsurteil aufzuheben und die Klage allein aufgrund des
Verzichts ohne sachliche Prifung abzuweisen (BGHZ 49, 213,
216; 76, 50, 53). Im Ubrigen halten die von der Beklagten
verwandten Antragsformulare einer Kontrolle nach dem AGB-
Gesetz nicht stand. Das hat das Berufungsgericht im Ergeb-
nis zu Recht festgestellt.

1. a) Die Passage zur Laufzeit im Antragsformular 1
entspricht im wesentlichem dem Formularteil, der dem Se-
natsurteil vom 7. Februar 1996 (IV ZR 16/95 - VersR 1996,
485) zugrunde lag und im Tatbestand dieses Urteils unter b)
wiedergegeben ist. Dazu hat der Senat entschieden, dap bei
Formularen, die Ergé&nzungen vorsehen, zu unterscheiden ist:
Wenn bereits der Formulartext die zu beanstandende Regelung
enth&lt, wird durch unselbsté&ndige Ergénzungen, die nur den
Vertragsgegenstand im Einzelfall konkretisierten, der Cha-
rakter einer Klausel als Allgemeine Geschaftsbedingung
nicht in Frage gestellt. Wenn sich dagegen die Unangemes-
senheit einer Regelung gerade aus den Ergdnzungen ergibt,
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bedarf es besonderer Prifung, ob die Voraussetzungen des
§ 1 Abs. 1 oder Abs. 2 AGBG gegeben sind (aa0 unter I 2 a).

Die in jenem Fall neben dem vorgedruckten Wortlaut
"10 Jahre" offengelassene Mdéglichkeit, im Antragsformular
eine andere, als diese vorgedruckte Vertragsdauer einzutra-
gen, nimmt der Klausel nicht den Charakter einer Vertrags-
bedingung im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 AGBG. Die dem An-
tragsteller mit der Klausel formal eingerdumte Mdglichkeit,
den Vertragsinhalt hinsichtlich der Vertragsdauer durch ei-
gene Erklarung zu bestimmen, wird durch den ihr vorausge-
henden vorformulierten Vorschlag des Versicherers uUber eine
Vertragsdauer von zehn Jahren Uberlagert. Der vorformulier-
te Vorschlag steht im Vordergrund, die Wahlmdéglichkeit ei-
ner anderén Vertragsdauer tritt dahinter zurick. Diese
Struktur der Klausel verdeutlicht dem durchschnittlichen
Antragsteller nicht hinreichend, dap er ohne Ricksicht auf
die Vorgaben des Versicherers gleichwohl aufgerufen werden
soll, eine eigene Wahl Uber die Dauer des abzuschliependen
Versicherungvertrags zu treffen. Er kann jedenfalls nicht
zweifelsfrei erkennen, dap der Versicherer mit ihr den Be-
reich der vorgegebenen, vorformulierten Antragsgestaltung
verlassen will. Bei einer solchermafen ausgestalteten Klau-
sel ist es gerechtfertigt, den Antragsteller unter den
Schutz des AGB-Gesetzes zu stellen, den Formularverwender
also so zu behandeln, als habe er nur eine Vertragsdauer
von zehn Jahren vorformuliert vorgegeben. Dieses Versténd-
nis von § 1 Abs. 1 AGBG entspricht dem Schutzzweck dieses
GCesetzes, die einseitige Ausnutzung der Vertragsgestal-
tungsfreiheit durch eine Vertragspartei zu verhindern.
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b) Das von der Beklagten verwandte Formular 1 verdient
in seiner Ausgestaltung zur Laufzeit keine andere Beurtei-
lung.

Die Revision ist zwar der Auffassung, das Formular der
Beklagten kénne nicht mit der Klausel verglichen werden,
die Gegenstand des genannten Senatsurteils war, weil sich
rechts noch ein weiteres Leerfeld befinde. In dieses kdnne
der Antragsteller ebenfalls eine beliebige andere Laufzeit
einsetzen. Darin ist der Revision aber nicht zu folgen.

Die zusatzlichen zwei Kastchen kdénnen den Versiche-
rungsnehmer allenfalls verwirren. Sie sind graphisch anders
gestaltet als die links daneben befindlichen Kastchen, die
ersichtlich ein Kreuz fir die Jahreszahl aufnehmen sollen.
Die drucktechnische Gestaltung entspricht vielmehr den
Druckvorgaben, die in den Zeilen daruber und darunter fir
die Eintragung einzelner Daten zu Beginn und Ende der Lauf-
zeit bestimmt sind. Im Ubrigen wéare erstaunlich, wenn die
beiden Kastchen dem Versicherungsnehmer Gelegenheit geben
sollten, eine Jahreszahl einzutragen. Denn zu diesem Zweck
ist bereits der mit einem anderen K&stchen versehene Frei-
raum vorgesehen. Warum der Versicherungsnehmer zweimal die-
selbe Méglichkeit haben sollte, ist unklar. Aber selbst
wenn die zusétzlichen Kastchen fir die Eintragung einer an-
deren als zehn Jahre betragenden Laufzeit bestimmt sein
sollten und diese Bestimmung von einem durchschnittlichen
Versicherungsnehmer auch erkannt werden kénnte, rechtfer-
tigte dies keine andere rechtliche Beurteilung.
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Dem Versicherungsinteressenten wird auch mit dieser
Anordnung im Antrag nur eine formale Mbéglichkeit einge-
raumt, eine seinen Interessen entsprechende Laufzeit zu
wéhlen. Schon dadurch, dap der Versicherer Uberhaupt eine
Laufzeit von zehn Jahren vorgibt und dies an erster Stelle,
wird die Mo6glichkeit einer anderen Vertragsdauer uberla-
gert. Sie tritt ganz hinter den vorgedruckten Vorschlag ei-
ner zehnjahrigen Vertragsdauer zuruck (vgl. auch das Se-
natsurteil vom 7.2.1996, aa0O unter I 2 b). Das gilt fur das
hier zu beurteilende Formular umso mehr, als durch die wei-
teren beiden, anders gestalteten Ké&stchen in derselben Rei-
he die Erkennbarkeit einer Wahlméglichkeit zusatzlich lei-
det.

c) Die Revision rugt weiter, das Berufungsgericht habe
erhebliches Vorbringen der Beklagten verfahrensfehlerhaft
Ubergangen. Die Beklagte habe Kopien von zwdlf Versiche-
rungsvertragen vorgelegt, in denen gerade nicht zehn Jahre
gewahlt, sondern das Kastchen daneben angekreuzt und eine
Laufzeit von einem Jahr eingesetzt worden sei. Die Beklagte
habe sich erboten, weitere Vertrége, auch solche mit zwei-
und dreijéhriger Laufzeit vorzulegen. FUr die Richtigkeit
des Inhalts der Formulare habe sie sich auf das Zeugnis der
dort ausgewiesenen Antragsteller und der Vermittler bezo-
gen. Damit sei belegt, daf die in dem Formular angebotene
Wahlméglichkeit einer anderen Vertragsdauer in der Verhand-
lungswirklichkeit nicht hinter dem vorformulierten Vor-
schlag einer Dauer von zehn Jahren zurlcktrete.

Auch dieser Einwand greift im Ergebnis nicht durch.
Das Berufungsgericht hat diesen Vortrag zu Recht unberick-




sichtigt gelassen. Er besagt nichts uUber das Versténdnis
eines durchschnittlichen Versicherungsnehmers. Dieses er-
schliept sich nicht daraus, dap eine ungewisse Anzahl von
Antragstellern - unter nicht weiter erkennbaren Umstanden -
eine andere Laufzeit als zehn Jahre gewahlt hat.

2. Auch die vorgedruckte Laufzeitregelung im Formu-
lar 2 stellt eine Allgemeine Versicherungsbedingung dar.

Mit einer vergleichbaren Formulargestaltung hatte sich
der Senat mit seinem Urteil vom 7. Februar 1996 (IV ZR
15/95 - nur verdffentlicht mit einem redaktionellen Leit-
satz in r+s 1996, 123)zu befassen. In jenem Falle sah das
Formular neben der vorgedruckten Mdéglichkeit, eine zehnjéh-
rige Vertragsdauer anzukreuzen, auch je ein Kastchen zum
Ankreuzen einer fuinfjdhrigen oder sonstigen Vertragsdauer
vor. Der Senat hatte keinen ausreichenden AnlaB gesehen,
wegen dieser Formulargestaltung Vertrdge, die mit einer
Laufzeit von zehn Jahren abgeschlossen waren, fuir in diesem
Punkt individuell ausgehandelt zu halten. Er hat ausge-
fuhrt, diese Wahlmdéglichkeiten nahmen der Klausel noch
nicht den Charakter einer Vertragsbedingung im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Satz 1 AGBG. Die vorliegende von der Beklagten
verwandte Klausel ist nicht anders zu beurteilen. Die for-
male Wahlmdglichkeit wird auch hier durch den an erster
Stelle vorgedruckten Vorschlag einer zehnjdhrigen Vertrags-
dauer Uberlagert. Die Struktur der Klausel verdeutlicht dem
durchschnittlichen Versicherungsnehmer nicht ausreichend,
daB er onne Ricksicht auf die Vorgabe einer zehnjéhrigen
Laufzeit gleichwohl aufgerufen sein soll, eine eigene Wahl
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Uber die Dauer des abzuschliefenden Versicherungsvertrags
zu treffen.

Annlich wie bei dem Formular 1 sind hier drei zusam-
menhangende Késtchen in die Zeile "Versicherungsdauer"
rechts eingefigt, Uber deren Zweck der Versicherungsnehmer
keine Klarheit erlangen kann. Gegenlber dem Formular 1
tritt noch hinzu, daP eines der Kastchen schon vorgedruckt
die Zahl 18 enthéalt. Der verbleibende Freiraum erscheint
nicht als dazu bestimmt, dap der Versicherungsnehmer eine
seiner Wahl entsprechende Zahl fir die Jahre der Versiche-
rungsdauer einfligen kann. Dies gilt bei diesem Formular be-
sonders, weil neben dem Wort "Versicherungsdauer" vorge-
druckt ist: " (gewinschte bitte ankreuzen)". Ein Kreuz in
den rechten Freiraum ergébe aber Keinen Sinn, weil diese
Kastchen nicht mit einem vorgedruckten Text versehen sind.

3. Nach der Rechtsprechung des Senats steht § 8 AGBG
der richterlichen Kontrolle von Laufzeitklauseln nicht ent-
gegen. Die Laufzeit eines Versicherungsvertrags gehdrt
nicht zu dessen kontrollfreiem Kernbereich. Zur Begrindung
wird auf das Senatsurteil vom 13. Juli 1994 (BGHZ 127, 35,
41 f.) verwiesen. Weiter verstdpft die Vereinbarung einer
zehnjadhrigen Laufzeit mittels Allgemeiner Geschéaftsbedin-
gungen gegen § 9 Abs. 1 AGBG. Dies hat der Senat in seinen
Urteilen vom 13. Juli 1994 fir die Unfallversicherung (BGHZ
127, 35; IV ZR 183/93 - VersR 1994, 1213; IV ZR 220/93 - LM
AGBG § 9 (BK) Nr. 23), fir die Hausratversicherung (IV ZR
227/93 - VersR 1994, 1052) und fir die Privathaftpflicht-
versicherung (IV ZR 219/93 - BB 1994, 1736) klargestellt.
Diese Laufzeitregelung beeintr&chtigt den Versicherungsneh-
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mer entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen,
da sie ihn langfristig in seiner Dispositionsfreiheit ein-
schrédnkt. Der Versicherungsnehmer kann weder auf eine Ande-
rung seiner persdénlichen oder wirtschaftlichen !grhéltnisse
innerhalb der Laufzeit mit dem Begehren auf Anpassung oder
Kindigung des Versicherungsverhdltnisses reagieren, noch
hat er die Mbglichkeit, sich marktgerecht 2zu verhalten,
weil er fir eine Dauer von zehn Jahren eine ihm etwa gebo-
tene Moglichkeit, das Risiko anderweitig gunstiger zu ver-
sichern, nicht wahrnehmen kann. Wegen der weiteren Begrun-
dung wird auf die Ausfuihrungen in den oben genannten Urtei-
len verwiesen.

4, Die Revision sieht einen Verstop gegen § 308 Abs. 1
ZPO darin, dap das Berufungsgericht mit seinem Urteilsaus-
spruch die Unterlassungsverpflichtung der Beklagten auch
auf Versicherungsvertrége erstreckt, die zwischen dem
1. April 1977 und dem 31. Dezember 1990 verléngert worden
sind. Eine Erstreckung des Unterlassungsgebots auf Ver-
tragsverlangerungen habe der Klager nicht beantragt. Im Ub-
rigen fehle es insofern schon an einer Wiederholungsgefahr,
da der Klager nicht behauptet habe, dap zwischen dem
1. April 1977 und dem 31. Dezember 1990 unter Verwendung
der Formulare 1 und 2 Vertrage mit privaten Endverbrauchern
verlangert worden seien. Diese Einwande greifen nicht.

Das Berufungsgericht entnimmt dem Vortrag des Kléagers,
dap sich das Unterlassungsbegehren auch auf Vertragsverléan-
gerungen erstrecken solle, die unter Verwendung der bean-
standeten Formulare und damit der vom Klager angegriffenen
Laufzeitregelungen vereinbart worden sind.
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Die Beklagte hatte mit Schriftsatz vom 13. Oktober
1995 die Frage der Vertragsverlangerungen selbst aufgewor-
fen und ausgefihrt, werde ein Vertrag, der auf der Grundla-
ge der Formulare 1 und 2 vor dem 31. Dezember 1990 zunachst
auf zehn Jahre bzw. finf Jahre abgeschlossen worden sei,
vor dem 31. Dezember 1990 oder danach um weitere zehn oder
finf Jahre verléngert, so bleibe unklar, ob derartige Ver-
ladngerungen unter das Unterlassungsgebot fallen sollten.
Der Klager hat darauf mit Schriftsatz vom 13. November 1995
erwidert, mafgeblich sei, ob die Beklagte gegen den Kernbe-
reich des Unterlassungsgebots verstoBe. Man werde sagen
kénnen, dies sei nach dem erstmaligen Ablauf der vorformu-
lierten Frist nicht der Fall. Anders sei es nur dann, wenn
die Beklagte vorformulierte Verlangerungszeitraume geltend
mache, die "weitere zehn oder funf Jahre" betrigen. Alles
andere sei nicht Streitgegenstand.

Die Auslegung des Berufungsgerichts, nach diesem Vor-
trag erfasse der Antrag auch die Vertrége, die zwischen dem
1. April 1977 und dem 31. Dezember 1990 verlangert worden
seien, ist durch das Revisionsgericht frei nachprifbar
(BGH, Urteil vom 26.6.1991 - VIII ZR 231/90 - LM § 634 BGB
Nr. 29 unter II 3 m.w.N.). Sie enthdlt keine Rechtsfehler
und ist Uberzeugend.
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Zu Unrecht meint die Beklagte auch, insofern fehle es
an einer Wiederholungsgefahr. Diese ergibt sich aber schon
daraus, dap die Beklagte die angegriffenen Klauseln weiter-
hin als rechtmé&pig verteidigt (BGHZ 91, 55, 57 m.w.N.).

Dr. Schmitz Dr. Zopfs Rémer

Dr. Schlichting Terno

1au
IEL

nes

JHE
42 60




	BUNDESGERICHTSHOF

	Teilverzichtsund Schlußurteil

	3

	4

	5

	6

	8

	9

	10

	13


	12


